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Der Erkenntnis müssen Taten folgen 

P     olitik handelt manchmal leider erst, wenn ein Problem von 
den Wählern wahrgenommen wird. Die Qualitätsmängel 

unserer Verkehrswege gehörten lange Zeit nicht dazu, denn 
oberflächlich betrachtet sah vieles gut aus. Beides hat sich 
geändert: Die Probleme sind nicht mehr zu übersehen und 
die Bevölkerung erkennt marode Straßen und Brücken zu-
nehmend als großes Problem für die Zukunft Deutschlands. 

Der Öffentlichkeit muss ein realistisches Bild von der Qualität 
unserer Straßeninfrastruktur erhalten. Das war mir und mei-
nen Präsidiumskollegen seit unserer Wahl vor zwei Jahren 
ein besonderes Anliegen. Doch auch wir hätten uns damals 
nicht vorstellen können, dass es zur Sperrung von Autobahn-
brücken für Lkw kommen würde und welche Millionenkos-
ten der Volkswirtschaft, also uns allen, dadurch entstehen.  
Weniger spektakulär, aber nicht weniger gravierend für die 
Mobilität und den Steuerzahler, ist der enorme Sanierungs- 
und Modernisierungsstau an vielen kommunalen Straßen. 
Schlaglochpisten und Tempolimits wegen Straßenschäden 
gehören vielerorts inzwischen zum Alltag. Wir müssen ver-
hindern, dass das in Generationen aufgebaute Straßennetz 
immer weiter zerfällt.

Deutschland läuft Gefahr, mit der Leistungsfähigkeit seiner 
Verkehrsinfrastruktur einen seiner stärksten Standortvorteile 
zu verspielen. Dies haben wir in jüngster Zeit wiederholt 
zum Thema gemacht. Viele Wirtschaftsforschungsinstitute 
bestätigen mit ihren Studien diese Einschätzung. Für die 
kommenden Generationen geht es dabei nicht nur um die  
Zukunft von Unternehmen und Arbeitsplätzen. Die finanziellen  
Folgen einer abgewirtschafteten Infrastruktur mit hohem 
Modernisierungsbedarf sind die gleichen wie die einer ho-
hen Staatsverschuldung. Die Verlagerung der Lasten auf  

später bindet die Mittel in der Zukunft und schränkt Hand-
lungsmöglichkeiten ein. 

Viele Konzepte und Lösungsansätze sind vorhanden, mit  
denen sich Straßen heute fit für die Mobilität der Zukunft 
machen lassen. Doch noch fehlt die konsequente Bereit-
schaft, Entscheidungs- und Finanzierungsstrukturen mehr-
jährig verlässlich auszurichten. Auch der Föderalismus darf 
nicht länger Bremsklotz für mehr Effizienz und überregio-
nale Prioritäten sein. Vom Ausland können wir lernen, dass 
Projekte im Kostenrahmen bleiben oder Transparenz und  
Öffentlichkeitsbeteiligung Chancen für mehr Akzeptanz und 
überzeugende Prioritäten bieten können. 

Pro Mobilität wirbt dafür, sich solchen Ansätzen zu öffnen 
und die Infrastrukturpolitik strategisch auszurichten. Das 
werden Sie an unseren Aktivitäten in diesem Bericht 2012 
bis 2014 erkennen. Noch bleibt aber viel zu tun. Öffentliche 
Wahrnehmung ist notwendig, reicht aber alleine nicht aus. 
Die Veränderungsbereitschaft auf allen Ebenen und bei allen 
Akteuren ist ebenso unerlässlich.

In den sechziger und siebziger Jahren ging Deutschland  
international beim Aufbau eines leistungsfähigen Autobahn-
netzes und dem Ausbau des öffentlichen Verkehrs voran. 
Wir haben alle lange davon profitiert. Jetzt sollten wir wieder 
zu den Vorreitern in Europa gehören. Wir sollten diejenigen 
sein, die ihre Verkehrsinfrastruktur effizient sanieren und auf 
die neue Vielfalt der mobilen Zukunft vorbereiten. Es lohnt 
sich, daran gemeinsam zu arbeiten!

Ihr
Dr. Peter Fischer
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Bilanz der Verkehrspolitik 2012 bis 2014

Infrastruktur ist kein Selbstzweck 
Autobahnen und Bundesstraßen dienen vor allem dem Fern- 
und Regionalverkehr. Sie wickeln zusammen nahezu die 
Hälfte der Fahrleistungen ab. Die Straßen der Länder und 
Kommunen umfassen mehr als 90 Prozent der Netzlänge. 
Sie sichern die Nahmobilität mit einer Vielfalt an Verkehrs-
mitteln und der Anbindung an Bahn, Schiff und Flugzeug. 
Demographischer Wandel, die Digitalisierung der Mobilität 
und neue Optionen durch E-Mobilität und Carsharing sor-
gen dabei für wechselnde Rahmenbedingungen.  Ein mobi-
les Deutschland braucht deshalb stetige Modernisierung und 
eine verlässliche Planung der Infrastruktur.

Datenbasis verbessern
Der Zustand der Straßennetze von Bund, Ländern und Kom-
munen ist meist wenig transparent und vorhandene Daten 
sind oft nur bedingt aussagekräftig. Daher begrüßen wir den 
angekündigten Infrastrukturbericht des Bundes. Pro Mobi-

lität hatte gemeinsam mit weiteren Partnern schon 2009 
einen entsprechenden Vorschlag entwickeln lassen. Neben 
dem baulichen Zustand sollten auch das Staugeschehen, 
die Unfallentwicklung und Umweltwirkungen abgebildet  
werden. Ziel muss es sein, mit aussagekräftigen Indikatoren 
die knappen Investitionsmittel gezielter einzusetzen.

Prioritäten bei Investitionen erforderlich
Mit dem Bundesverkehrswegeplan 2015 bewegt sich der 
Bund bereits in diese Richtung: Die Grundkonzeption enthält 
einen Fahrplan mit Alternativenprüfungen und Sensitivitäts-
analysen. Durch Projektbewertungen sollen jene Aus- und 
Neubauvorhaben identifiziert werden, die gesamtwirtschaft-
lich besonders dringend benötigt werden. Deren Bündelung 
in einer eigenen Bedarfskategorie „Vordringlicher Bedarf 
Plus“ mit einer verlässlichen Finanzierung sollte daher nicht 
verwässert werden.

Finanzierungsbereitschaft nimmt zu 
Bedarf für strukturelle Veränderungen erkannt

BMVI-Erhaltungsbedarfsprognose Bundesfernstraßen bis 2025 (in Mrd. €)

Trotz unübersehbarer Infrastrukturprobleme hat die Verkehrs- 
politik in den beiden letzten Jahren Fortschritte gemacht. 
Positiv zu verzeichnen sind u.a. eine mittelfristig ansteigen-
de Investitionslinie für Verkehrswege, die Absicherung der 
Gemeindeverkehrsfinanzierung bis 2019, mehr Öffentlich-
keitsbeteiligung bei Vorhaben oder die Liberalisierung des 
Buslinienfernverkehrs. In der Praxis beweisen müssen sich 

noch der Vorrang für Erhaltung und die überregionalen  
Prioritäten beim Aus- und Neubau. Fragen bestehen bei 
den Plänen zur Weiterentwicklung von Maut und auch die 
Etablierung mehrjähriger Infrastrukturfonds steht noch am  
Anfang. Insgesamt ergibt sich eine gemischte Bilanz mit  
guten Gestaltungsmöglichkeiten für die Zukunft.

Sonstiges*FahrbahnenBauwerke

Vorgaben 2011-2015

0,9 1,7 0,3

1,4 1,8 0,3

1,7

0,0 0,5 1,0 1,5 2,0 2,5 3,0 3,5 4,0

1,7 0,3

Bedarf 2016-2020

Bedarf 2021-2025

* Entwässerung, Unterbau, Ausstattung

Quelle: Maerschalk/ Krause 2012
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Akzeptanz durch frühe Bürgerbeteiligung
Der Bundesverkehrswegeplanung setzt auch ein Zeichen bei 
der Öffentlichkeitsbeteiligung. Bürger konnten den Entwurf 
der Grundkonzeption im Detail kommentieren. Außerdem 
wurde der Rechtsrahmen für die Projektplanung verändert 
und ein Signal für frühzeitige informelle Bürgerbeteiligung 
gesetzt. Pro Mobilität hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, 
dass dabei nicht auf starre Vorgaben sondern auf eine flexi-
ble Anpassung des Zeitpunkts und der Form an das Projekt 
gesetzt wird.

Erhaltungsbedarf konkretisieren 
Die Erhaltung der vorhandenen Infrastruktur hat politisch 
weiter an Bedeutung zugenommen. Das wird sowohl im 
Koalitionsvertrag wie auch der Bundesverkehrswegeplanung 
deutlich. Pro Mobilität hat dafür seit langem geworben. Wie 
notwendig dies ist, zeigen die Zwischenergebnisse aus dem 
Brückennachrechnungsprogramm des Bundes. Umso wichti-
ger ist es, die jährlichen Etatansätze für Erhaltung vollständig 
für diese einzusetzen und Transparenz über den zukünftigen 
Erhaltungsbedarf zu schaffen. Auch viele Länder und Kom-
munen sollten ihre Bürger hier umfassender informieren.

Verkehrssicherheit braucht intakte Straßen
Schlaglöcher und Spurrillen sind auch ein wesentlicher  
Risikofaktor für die Verkehrssicherheit, insbesondere für 
Zweiradfahrer. Der langfristige Trend zu weniger Unfalltoten 

war 2011 unterbrochen worden. Dies zeigt: mehr Verkehrs-
sicherheit ist kein Selbstläufer. Alle Akteure und Verkehrs- 
teilnehmer müssen zu weiteren Verbesserungen beitragen. 
Handlungsfelder gibt es viele, wie zum Beispiel moderne 
Straßenausstattung, mehr Telematik, bessere Verkehrsfüh-
rung an Außerortsstraßen, zusätzliche Lkw-Stellplätze oder 
die intelligente Verknüpfung von Fahrzeug und Straße. 

Modernisierung für mehr Umweltschutz
Während bei Aus- und Neubau der Lärmschutz eine bedeu-
tende Rolle spielt, kommt die Lärmsanierung bestehender 
Straßen nur in kleineren Schritten voran. Der Koalitionsver-
trag sieht hier für Bundesfernstraßen eine Aufstockung der 
Mittel vor, die im Etat 2014 umgesetzt wurde.

Finanzierungsalternativen für mehr Flexibilität
Im Rahmen von öffentlich-privaten-Partnerschaften wurde 
die A1 zwischen Hamburg und Bremen als drittes Projekt 
für den Verkehr freigegeben. In der Bauphase befinden sich 
Vorhaben an der A5, A8 und A9. Für drei weitere Projekte 
an der A7 und der A94 läuft derzeit die Ausschreibung. Die 
Koalition auf Bundesebene hat sich zu ÖPP und deren Wei-
terentwicklung bekannt. 
Die von den Ländern mit Unterstützung des Bundes einge-
setzten Kommissionen unter Leitung der früheren Minister 
Dr. Daehre und Bodewig haben die Notwendigkeit höherer 
Investitionen und einer Reform der Finanzierungskonzepte 
bestätigt. Insbesondere wurde der Nutzen von mehrjährig 
arbeitenden Fonds verdeutlicht und die Debatte auf die  
Verkehrsnetze der Länder und Kommunen erweitert.

Investitionslücken im Straßennetz  
in Deutschland (in Mrd. Euro)

Bund Länder Kommunen
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Kommunale Investitionen sichern
Bund und Länder haben sich auf die Fortführung des  
Entflechtungsgesetzes in unveränderter Höhe bis 2019  
geeinigt. So erhalten Vorhaben des ÖPNV und an kommu-
nalen Straßen zumindest vorübergehend Planungssicherheit 
über die Förderung. Pro Mobilität hatte gemeinsam mit ande-
ren Verbänden dafür geworben. Der Bund sollte den Rückzug 
aus Zuweisungen für die kommunale Straßenfinanzierung 
ab 2020 überdenken und hier frühzeitig Klarheit schaffen.  
Damit würde eine Investitonsbremse für Umbaumaßnahmen 
in Städten und Gemeinden gelöst. In erster Linie bleiben 
aber Kommunen und Länder in der Pflicht, eine sichere kom-
munale Infrastruktur bereit zu stellen.

Mauteinnahmen sinken
Der öffentlichen Forderung nach bessereren Verkehrswegen 
konnte sich die Politik nicht entziehen. Das zeigte sich im  
Bundestagswahlkampf und den Koalitionsverhandlungen. 

Elf Milliarden Euro extra für Investitionen  über die gesamte 
Legislaturperiode standen im Raum. Am Ende waren es fünf 
Milliarden Euro zusätzlich im Vergleich zur Finanzplanung. 
Fernstraßen sollen einen erheblichen Anteil erhalten. Erwar-
tete Einnahmerückgänge bei der Maut will die Bundesregie-
rung aus steigenden Steuereinnahmen zumindest teilweise 
kompensieren. Die Investitionslücke bleibt dennoch groß.

Die Koalition hat für die kommenden Jahre eine Ausweitung 
der Lkw-Maut auf weitere Netzteile und zusätzliche Fahr-
zeuggruppen sowie die Einführung einer Pkw-Vignette ohne 
Mehrbelastung für inländische Fahrzeughalter angekündigt. 
Bisher überwiegen die kurzfristigen Einnahmeinteressen. 
Dazu hat auch ein neues Wegekostengutachten mit der  
Herleitung niedrigerer maximaler Mautsätze geführt. Pro 
Mobilität wird die langfristige Ausgestaltung im Blick haben.

in Preisen von 2005
nominal

Investitionen in Bundesfernstraßen nominal - real

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

7

3

4

5

6

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Entwicklung des Nettoanlagevermögens der Landes- und Kommunalstraßen 
in Mrd. Euro (in Preisen von 2005)

180

182

184

186

188

190

192

194

Bilanz der Verkehrspolitik 2012 bis 2014

Quelle: Pro Mobilität

Quelle: Verkehr in Zahlen 2012/13 S. 34f
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Steuermehreinnahmen für Investitionen nutzen
Mehr Verlässlichkeit für Planer und Wirtschaft sind das  
erklärte Ziel der Koalition. Die Investitionen sollen dazu bis 
2017 schrittweise erhöht werden. Nicht genutzte Investiti-
onsmittel sollen auf das folgende Etatjahr übertragen wer-
den können, ohne das hierzu Einsparungen an anderer Stelle 
im Verkehr erforderlich werden. Pro Mobilität sieht darin  
einen guten Anfang, aus dem sich eine mehrjährig verlässli-
che Finanzierung von Vorhaben entwickeln sollte.

Verkehrspolitik muss jetzt handeln
Im Rückblick auf die Verkehrsinfrastrukturpolitik in den letz-
ten beiden Jahren wird deutlich, dass manches in Bewe-
gung geraten ist. Die Einsicht hat zugenommen, dass wir 
neue Wege beschreiten müssen. Jetzt muss das Handeln im 
Vordergrund stehen. Ohne erhebliche Fortschritte zu mehr 
Effizienz und einer verlässlichen Finanzierung auf höherem 
Niveau wird sich der Investitionsstau nicht auflösen. Nur mit 
einer modernen Verkehrsinfrastruktur wird es möglich sein, 
Mobilität dauerhaft zu gewährleisten.

Pkw/ Motorräder
Bus/ U-Bahn/
Straßenbahn Fahrrad

2010

9,9% 6,0% 8,0%

-7,5%

zu Fuß LKW CO2-Emissionen

Prognose 2010 bis 2030 für den Straßenverkehr: 
Verkehrsleistung bzw. CO2-Emissionen

-21,2%

38,9%

Quelle: BVU/ITP/IVV/Planco 2014
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Branchenübergreifend gemeinsam stark

Präsident

Dr. Peter Fischer  
Landesminister a.D.

Vizepräsidenten
�
Ulrich Klaus Becker  
Vizepräsident Verkehr, ADAC e.V. 

Peter H. Coenen  
Geschäftsführer, Hochtief PPP Solutions GmbH 
 
Dr. Walter Fleischer  
Geschäftsführer, KEMNA BAU Andreae GmbH & Co. KG

Hermann Grewer  
Ehren-Präsident, Bundesverband Güterkraftverkehr,  
Logistik und Entsorgung e.V. 
 
Stefan Kölbl  
Vorsitzender der Vorstände DEKRA e.V. und DEKRA S.E.

Peter Markus Löw  
Geschäftsführer, Autobahn Tank & Rast GmbH

Matthias Wissmann  
Präsident, Verband der Automobilindustrie e.V.

Geschäftsstelle

Stefan Gerwens  
Geschäftsführer

Holger Schilp
Leiter Kommunikation

Bettina Fricke  
Veranstaltungen und Sekretariat

Präsidium und Mitglieder

Mitglieder

3M Deutschland GmbH
AGES Maut System GmbH & Co. KG 
Allgemeiner Deutscher Automobil Club e.V.
ARBIT - Service GmbH 
Autobahn Tank & Rast GmbH 
BG BAU - Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft 
Bundesverband Baustoffe, Steine und Erden e.V. 
Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. 
Bundesverband Güterkraftverkehr, Logistik und 
Entsorgung e.V.  
Bundesvereinigung Mittelständischer Bauunternehmen e.V. 
DEKRA e.V. 
Deutscher Asphaltverband e.V. 
DORNIER Consulting GmbH 
DKV Euro Service GmbH + Co. KG 
EUROVIA Infra GmbH  
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V. 
HOCHTIEF AG 
Kapsch Telematik Services GmbH 
KEMNA Bau Andreae GmbH & Co. KG 
Road Account 
Tensar International GmbH 
Toll Collect GmbH 
UNION TANK Eckstein GmbH & Co. KG (UTA) 
VBI Verband Beratender Ingenieure 
Verband der Automobilindustrie e.V.  
Verband der Internationalen Kraftfahrzeughersteller e.V.
Verein Deutscher Zementwerke e.V. 
Zentralverband Deutsches Baugewerbe e.V.  
Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V. 

(Stand: Mai 2014)
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An Lösungen arbeiten 

Arbeits- und Projektgruppen

In Facharbeitskreisen vertiefen wir den Austausch zu Schwerpunktthemen und führen den Dialog mit Akteuren aus  
Politik, Verwaltung und Wissenschaft. Wir nutzen das branchenübergreifende Know-how unserer Mitglieder, um Lösungsvor- 
schläge und Positionen zu entwickeln. 

Die Arbeits- und Projektgruppen von Pro Mobilität:

 „Bundesverkehrswegeplanung“
 „�Investitionen von Ländern und Kommunen in Straßeninfrastruktur“
 „�Überjährigkeit und Mehrjährigkeit der Investitionen in Verkehrswege“

Eine Arbeitsgruppe „Intelligente Verkehrssysteme“ befindet sich in Vorbereitung.

European Union Road Federation

Auf europäischer Ebene arbeitet Pro Mobilität mit Partnern 
aus vielen Staaten unter dem Dach der European Union Road 
Federation (ERF) zusammen. Gemeinsam stehen wir hier im 
Austausch zum Europäischen Parlament, der Europäischen 
Kommission und der Europäischen Investitionsbank. Ein  
besonderes Anliegen ist Pro Mobilität die Begleitung der  
internationalen Diskussion für ein strategisches Manage-
ment der Verkehrswege. Unter unserer Leitung hat die 
ERF-Arbeitsgruppe „Road Asset Management“ das Mani-
fest „Keep Europe Moving“ (2013) und ein Positionspapier 
(06/2014) erarbeitet. Darüber hinaus bringen wir uns in die 
Arbeitsgruppe „Sustainability“ ein.

International Transport Forum/ OECD

Im Oktober 2012 nahm Pro Mobilität am Round Table  
„Sustainable Road Funding“ des International Transport  
Forums (ITF) in Paris teil. In 2013 waren wir Mitglied der ITF-
Task Force „Measuring Transport Infrastructure Spending and 
Assets“. Im Vordergrund stand hierbei die Verbesserung der 
internationalen Investitions- und Anlagevermögensstatistik. 
Durch eine bessere Datenverfügbarkeit und -vergleichbar-
keit könnte die Aussagekraft von Vergleichsstudien für die 
OECD-Staaten erheblich verbessert werden. Zum ITF-Gipfel 
2013 in Leipzig wurden die Ergebnisse der Task Force im  
Report „Understanding the Value of Transport Infrastructure 
– Guidelines for macro-level measurement of spending and 
assets“ zusammengefasst. 

Arbeits- und Projektgruppen/ 
Internationale Zusammenarbeit
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Pro Mobilität fördert mit aktuellen Informationen, Studien, Projekten und Veranstaltungen den Dialog von Politik, 
Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit zum Thema Verkehr und Straßeninfrastruktur. 

www:	 promobilitaet.de
Twitter:	 twitter.com/promobilitaet      
	 @promobilitaet
Facebook:  facebook.com/zukunft.strasse

Austausch und Kommunikation 

Im Dialog mit Verkehrsexperten, Politik, Medien und der Öffentlichkeit

Digital, schnell und umfassend informiert

Onlinekommunikation dient dem Verband als effizientes 
Werkzeug der Öffentlichkeitsarbeit. Unsere Homepage  
liefert dazu auf mehreren hundert Seiten Positionen, Daten 
und Fakten. Je nach Zielgruppe und Inhalt kommunizieren 
wir auch über Social-Media-Plattformen wie Twitter, Face-
book oder Slideshare. Auf Twitter werden immer mehr Bran-
chennews ausgetauscht, während Facebook besonders bei 
unserem bundesweiten Studentenwettbewerb „Zukunft 
Straße 2030+“ nützlich war.

Wer heute bei Google zu Stichworten der Verbandsarbeit 
wie „Finanzierung und Straße“ oder „Entflechtungsgesetz“ 
recherchiert, findet die Positionen von Pro Mobilität mit  
wenigen Klicks.

Dialog und Partnerschaft

Im Austausch von Argumenten reifen Entscheidungen.  
Persönliche Begegnungen und Diskussionen sind daher für 
unsere Arbeit von zentraler Bedeutung. 

 �Gespräche auf politischer Ebene und mit Medien- 
vertretern bilden die Basis. 

�  �Verkehrsexperten, Politik und Medien bringt Pro 
Mobilität alljährlich bei öffentlichen Veranstaltungen ins  
Gespräch. Thema im April 2013 war „Infrastruktur 
Straße: Vom Standortvorteil zum Risikofaktor der wirt-
schaftlichen Entwicklung“. 

 �Gemeinsame Ziele führen zu Kooperationen, so etwa 
2012 mit der Erklärung „Kommunale Verkehrsinfra-
struktur in Stadt und Land verlässlich fördern“. 26 Ver-
bände der Verkehrsnutzer und der Wirtschaft warben 
darin auf Initiative von Pro Mobilität für eine Stärkung 
der Gemeindeverkehrsfinanzierung.

 �Unsere Erfahrungen stellen wir auch anderen zur Verfü-
gung, so im Logistikbeirat des Infrastrukturministers von 
Mecklenburg-Vorpommern oder Arbeitsgruppen politi-
scher Stiftungen.

Post von Pro Mobilität

Gedruckte Information lässt sich mit persönlichen Notizen 
ergänzen und ist auch offline verfügbar. Nicht zuletzt 
deshalb werden Studien und Positionspapiere von Pro  
Mobilität auch in Zukunft auf Papier erscheinen. Dazu  
gehört unser Flyer „Zahlen Daten Fakten“, der jeweils zu 
einem spezifischen Thema, wie etwa dem „Verkehrsetat 
2014“, erscheint. Tradition hat auch das Positionspapier zur  
Bundestagswahl. Unser Wegweiser für die Verkehrsinfra-
strukturpolitik bis 2017 „Moderne Straßen“ zeigt den Hand-
lungsbedarf und Optionen der Finanzierung in der aktuellen 
Legislaturperiode auf. 

 �Pro Mobilität stellt sich auch selbst der Diskussion,  
etwa bei Fachveranstaltungen wie dem „Straßen Geo  
Kongress 2014“ im April in Münster. 

 �Unsere Argumente als Verband sind bei großen politi-
schen Projekten wie der Bodewig-Kommission, dem 
Infrastrukturkonsens der SPD-Bundestagsfraktion, 
der Grundkonzeption des Bundesverkehrswegeplans 
2015 oder dem Aktionsplan Güterverkehr und Logistik  
gefragt.
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Handlungsfelder aufzuzeigen und Lösungen anzubieten, ist eine Kernaufgabe für Verbände. In den vergangenen beiden Jah-
ren hat Pro Mobilität ein Grundsatzpapier vorgelegt, Impulse für de Standortdebatte gesetzt und erfolgreich die politischen 
Beratungen zu den Bundeshaushalten, dem Infrastrukturplanungsrecht und der Gemeindeverkehrsfinanzierung begleitet. 

Anhörungen, Stellungnahmen und 
Positionspapiere 

Grundsatzposition

„Moderne Straßen - Wegweiser für die Verkehrs-
infrastrukturpolitik bis 2017“ 
(09/2013) 

Das Positionspapier beschreibt den dringenden politischen 
Handlungsbedarf für leistungsfähige Straßennetze und zeigt 
Lösungsoptionen für die Themenfelder:

 Mobilität gewährleisten
 Erhaltungsstau im Straßennetz auflösen
 Prioritäten beim Aus- und Neubau umsetzen
 Verkehrssicherheit verbessern
 �Für mehr Lärm- und Umweltschutz  
modernisieren

 Effizient und transparent investieren
 �Modernisierungsoffensive der Verkehrswege  
verlässlich finanzieren

  Standortqualität und Wettbewerbsfähigkeit

Gemeinsame Verbändeerklärung 
„Damit Deutschland wirtschaftlich stark bleibt“ 
(10/2012)

Auf Initiative und unter Führung des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI) haben zahlreiche Verbände der 
Industrie, der Logistik und des Handels die Wettbewerbs- 
fähigkeit in den Vordergrund gestellt. Deutschland droht als 
Industrieland, Logistikstandort und Tourismusziel Schaden 
zu nehmen, wenn die Infrastrukturpolitik keinen höheren  
Stellenwert erhält.
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Reformdiskussion 

Stellungnahme 
Anhörungen der Bodewig-Kommission (08/2013)  
und der Daehre-Kommission (05/2012) 

Die Verkehrsministerkonferenz hat mit den beiden Kommis-
sionen die Reformdebatte auf die Qualität der Verkehrsnetze 
von Ländern und Kommunen ausgeweitet Das Werben von 
Pro Mobilität für die Zweckbindung von Abgaben des Stras-
senverkehrs und die Etablierung von Finanzierungskreisläu-
fen über Fonds spiegelte sich in den Kommissionsberichten 
wider.

Stellungnahme 
„Entwurf der Grundkonzeption des Bundesverkehrs-
wegeplans 2015“ des BMVBS (03/2013) 

Pro Mobilität hat die langfristige Infrastrukturplanung eng 
begleitet. Besonders wichtig ist uns die Modernisierung des 
vorhandenen Netzes und der Ausbau besonders bedeutsa-
mer Verkehrskorridore. 

  Begleitung von Gesetzgebung 

„Zahlen Daten Fakten“ 
Beratungen der Verkehrsetats (2012 und 2014) 

Mit der kompakten Aufbereitung wichtiger Sachverhalte  
haben wir, wie in den Vorjahren, einen Beitrag dazu  
geleistet, dass der Bundestag die Investitionen durch Sonder- 
programme verstärkt hat. 

Verbändeerklärung 
„Kommunale Verkehrsinfrastruktur in Stadt und Land 
verlässlich fördern“ (06/2012) 
„Zahlen Daten Fakten“ zum Entflechtungsgesetz 
(03/2013) 

Größere Verkehrsprojekte in Kommunen lassen sich kaum 
ohne Investitionszuweisungen der Länder und des Bundes 
realisieren. Auf Initiative von Pro Mobilität setzen sich zahl-
reiche Spitzenverbände der Wirtschaft und des Verkehrs  
gemeinsam für eine Fortführung der bisherigen Föderung bis 
2019 ein. Bund und Länder kamen im Juni 2013 zu einer 
Einigung und schufen so vorübergehend Planungssicherheit 
für viele Projekte. 

Stellungnahme an Bundestag 
Thema: „Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Infrastrukturplanung“ (06/2012)

In der Anhörung des Bundestages hat Pro Mobilität die  
Vorteile einer frühzeitigen Bürgerbeteiligung hervorgeho-
ben. Mit Erfolg wurde dafür geworben, den Rechtsrahmen 
flexibel zu halten, um eine für das jeweilige Vorhaben  
passende Umsetzung zu ermöglichen. 

Anhörungen, Stellungnahmen und 
Positionspapiere 
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  Analsyse Pro Mobilität

„Finanzierung von Straßeninfrastruktur im 
europäischen Vergleich“

142 Euro investierte Deutschland 2011 je Einwohner in Stras-
sen und Brücken. Der Durchschnitt unserer europäischen 
Nachbarstaaten lag bei 226 Euro. Das zeigt die Analyse der 
Investitionen in die Straßeninfrastruktur von 13 westeuro-
päischen Ländern. Unter Berücksichtigung der Baupreisstei-
gerungen sanken die Investitionen in Straßeninfrastruktur in 
Deutschland seit 2000 real um 20 Prozent und erreichten 
2011 einen Tiefstand (07/2013).

  Kurzgutachten Prof. Schulz/ Mainka  
  im Auftrag von Pro Mobilität

„Gesamtwirtschaftliche Bewertung der Sperrung 
der A1-Rheinbrücke für den Lkw-Verkehr“ 

92 Tage war die A1-Brücke bei Leverkusen 2012/13 für 
Lkw über 3,5 Tonnen Gesamtgewicht gesperrt. Die Studie 
von Prof. Dr. habil. Wolfgang Schulz und Miriam Mainka 
hat die gesamtwirtschaftlichen Kosten für unterschiedliche  
Ausweichrouten exemplarisch kalkuliert. Auf dieser Basis 
schätzt Pro Mobilität den volkswirtschaftlichen Schaden der 
Sperrung auf 60 bis 80 Millionen Euro (07/2013).

 � � �Schwächen bei Finanzierung,  
Legitimation und Verfahren in  
Deutschland

 � � �Europäische Nachbarn messen  
Verkehrswegen deutlich höhere  
Priorität zu

   �Deutschland investiert seit Jahren 
weniger als der europäische  
Durchschnitt in Straßen und Brücken

   �Der Anteil der Investitionen in Straßen 
am Bruttoinlandsprodukt sank von 
2000 bis 2011 von 0,58% auf 0,45%

Marode Autobahnbrücke gesperrt: 

60 – 80 Millionen €
volkswirtschaftlicher 
Schaden. 

Alle Studien finden Sie zum Dowload auf unserer Homepage: http://www.promobilitaet.de/verband/studien-verkehr-strasseninfrastruktur/

Foto: RainerSturm / pixelio.de

Studien

Gemeinschaftsstudie unter Federführung BDI

„Best-Practice-Studie zur Verkehrsinfrastruktur- 
planung und –finanzierung in der EU“ 

Die Ursachen für die Schwäche der deutschen Verkehrsinfra-
struktur liegen in unzureichender und ineffizienter Finanzie-
rung, zu später Bürgerbeteiligung und unnötig langwierigen 
Planungsverfahren. Eine Studie der Unternehmensberatung 
Roland Berger im Auftrag des Bundesverbands der Deutschen 
Industrie (BDI), Pro Mobilität und weiterer Verbände hat erst-
mals Lösungsvorschläge anhand von Best-Practice-Beispielen 
in EU-Nachbarländern vorgelegt (01/2014).



14

Am 18. Oktober 2012 feierte Pro Mobilität in Berlin sein 
zehnjähriges Bestehen. Der Festakt im Atrium der Deutschen 
Bank stand unter dem Motto „Zukunft Straße“. Bundesmi-
nister Dr. Peter Ramsauer eröffnete den Abend. 

Trends der Mobilität aus der Sicht der Wissenschaft wurden 
von Professorin Barbara Lenz vom Deutschen Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt präsentiert. „Unser Jubiläum haben 
wir bewusst zum Anlass genommen, den Blick nach vorn zu 
richten und dazu Impulse von außen aufzunehmen“, beton-
te Verbandspräsident Dr. Peter Fischer. Er lenkte den Blick auf 
den Studentenwettbewerb „Zukunft Straße 2030+“, der im 

Vorfeld des Verbandsjubiläums von Pro Mobilität bundesweit 
ausgeschrieben worden war. 

Was kann die Straße künftig zu nachhaltiger Mobilität bei-
tragen? Angehende Ingenieure, Architekten, Wirtschaftsex-
perten, Verkehrsplaner und Designer beantworteten diese 
Frage mit unkonventionellen Ideen. Die Preisverleihung wur-
de von Staatssekretär Rainer Bomba (BMVI) vorgenommen. 

Weitere Informationen: 
http://www.promobilitaet.de/verband/10-jahre-pro-mobilitaet

Veranstaltungen

„Zukunft Straße“
Festveranstaltung und Preisverleihung 

10 Jahre 
Pro Mobilität
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„Infrastruktur Straße: Vom Standortvorteil zum 
Risikofaktor der wirtschaftlichen Entwicklung“

Am 17. April 2013 diskutierte eine Expertenrunde der Wirt-
schaft mit den Bundestagsabgeordneten Michael Groß und 
Thomas Jarzombek die „Verkehrsinfrastrukturpolitik für eine 
international eng vernetzte Volkswirtschaft“. Die volkswirt-
schaftlichen Verluste, die durch die Sperrung einer einzigen 
maroden Autobahnbrücke entstehen, stellte Prof. Dr. Wolf-
gang H. Schulz von der Universität Köln anhand von Zwi-
schenergebnissen einer Studie im Auftrag von Pro Mobilität 

vor. Dr. Thomas Steinmüller beleuchtete in seinem Impuls-
vortrag „Von Deutschland nach Paneuropa“ die Chancen 
einer leistungsfähigen Straßeninfrastruktur für die deutsche 
Wirtschaft.

Weitere Veranstaltungen: 
http://www.promobilitaet.de/verband/veranstaltungen

Wie kann bei Verkehrsinfrastrukturprojekten bessere Bürger-
beteiligung vor Ort gelingen? Ein Problem, das für den Bun-
desverband der Deutschen Industrie (BDI) und Pro Mobilität 
gleichermaßen von Bedeutung ist. 

Die Frage wurde am 5. Juni 2012 beim gemeinsamen Werk-
stattgespräch beider Verbände in Berlin diskutiert. Im Vor-
dergrund standen Best-Practice-Beispiele aus dem Verkehrs-
wegebau – von der Fehmarnbeltquerung bis hin zur frühen 
Bürgerbeteiligung am Beispiel des Frankfurter Flughafens. 

Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei Verkehrsinfrastrukturprojekten: 
Ein BDI-Werkstattgespräch in Kooperation mit Pro Mobilität
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Pro Mobilität – Initiative für Verkehrsinfrastruktur e.V.

Pro Mobilität setzt sich für Mobilität und leistungsfähige, sichere Verkehrsnetze ein. Die Qualität, Finanzierung 
und Organisation der Straßen sind dabei Schwerpunkte. Der Kreis der Mitglieder zählt rund 30 Unternehmen 
und Verbände aus dem In- und Ausland. Vertreten sind Automobilclubs, die Automobil- und Bauwirtschaft, 
das Güterkraftverkehrsgewerbe, Infrastrukturbetreiber sowie die Dienstleistungs- und Finanzwirtschaft.

Mehr Informationen auf www.promobilitaet.de
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